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Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Guggenberger und Genossen 

haben am 31. Jänner 1992 unter der Nr. 2299/J an mich eine 
schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Maßnahmen für 
behinderte Menschen gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Welche Maßnahmen für behinderte Menschen wurden in Ihrem 
Ressort seit dem Jahr 1981 getroffen? 

2. Welche Maßnahmen für behinderte Menschen haben Sie in Ihrem 
Ressort in der laufenden Legislaturperiode vorbereitet?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Im Rahmen meines Kompetenzbereiches sind mir unmittelbar keine 
mit der Betreuung von behinderten Menschen zusammenhängenden 

Aufgaben oder Maßnahmen übertragen. Ich bekenne mich aber 

grundsätzlich zu einer verstärkten Beschäftigung behinderter 
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Menschen im öffentlichen Dienst. So wurde auch in der für 

Verwaltungsreformangelegenheiten zuständigen organisationsein

heit des Bundeskanzleramtes ein behinderter Mitarbeiter einge
stellt. 

Im Bereich der Verwaltungsreform kann es nicht Sinn und Zweck 

sein, adäquate Arbeitsplätze für Behinderte wegzurationali
sieren, sondern die Verwaltung so umzugestalten, daß trotz 

einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und Effizienz der 
Verwaltung genügend Spielraum bleibt, behinderte Menschen ihrer 

Behinderung entsprechend sinnvoll einzusetzen. 

Ich möchte auch festhalten, daß ich jede Gelegenheit wahrnehme, 

um mich auf allen Gebieten, so z.B. auch im Rahmen von Ge
sprächen mit Ländervertretern, für die Rechte und Integration 
behinderter Menschen einzusetzen. 
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